
 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 
Sie finden unsere Hinweise zu den Informationspflichten nach Art. 13 DSGVO unter:  
https://www.mainz-bingen.de/de/datenschutz/Informationspflicht.php 
 
Dienstgebäude und Lieferanschrift: 
 
Georg-Rückert-Straße 11 
55218 Ingelheim am Rhein 
Tel. Zentrale 06132 / 787 - 0 
Fax Zentrale 06132 / 787 - 1122 
kreisverwaltung@mainz-bingen.de 
 
www.mainz-bingen.de 

Öffentliche Verkehrsmittel: 
 
• Deutsche Bahn, Bahnhof Ingelheim 

(3 Fußminuten) 
• Buslinie 56, 79, 80, 91, 611, 612, 613, 

614, 625, 626, 640, 654, 657 
 
• Barrierefreie Parkplätze 
• Eingang und Toiletten barrierefrei 

Bankverbindung: 
 
Kontoinhaber: Landkreis Mainz-Bingen 
Sparkasse Rhein-Nahe  
IBAN DE23 5605 0180 0030 0003 50 
BIC MALADE51KRE 
 
Rheinhessen Sparkasse 
IBAN DE19 5535 0010 0100 0111 54 
BIC MALADE51WOR 

 

Kreisverwaltung Mainz-Bingen  Postfach 1355  55206 Ingelheim am Rhein Es schreibt Ihnen 

über 
Verbandsgemeindeverwaltung 
Rhein-Selz 
55276 Oppenheim 
 
an 
Ortsgemeinde Hillesheim  

Frau Lina Schnell  
Sicherheit und Ordnung/ 
Kommunalaufsicht 
FB Kommunalaufsicht 
Zimmer 130 
Tel. 06132 / 787 - 5180 
Fax 06132 / 787 97 - 5198 
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Ortsgemeinde Hillesheim; 
Haushaltssatzung und Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 

26. Mai 2026 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die vom Gemeinderat der Ortsgemeinde Hillesheim am 13.04.2026 erneut beschlossene 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 wurde mit E-Mail vom 29.04.2026 zur 
kommunalaufsichtlichen Prüfung vorgelegt. Ursprünglich wurde die Haushaltssatzung am 
09.03.2026 beschlossen. Unser Aufklärungsersuchen vom 22.03.2026 führte zu einer erneuten 
Beschlussfassung.  
 
Die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 wird hinsichtlich der Festsetzung des 
Höchstbetrages der Verbindlichkeiten gegenüber der Verbandsgemeinde im Rahmen der 
Einheitskasse in Höhe von 1.182.534 € gem. 95 Abs. 4 Nr. 3 und § 105 Abs. 3 GemO genehmigt. 
 
Weitere genehmigungspflichtige Teile sind in der Haushaltssatzung nicht enthalten. 
 
Der Ergebnishaushalt schließt mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 31.362 € ab. Der 
Haushaltsausgleich gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 1 GemHVO konnte somit erreicht werden. In den 
Haushaltsfolgejahren bis 2029 werden ebenfalls Jahresüberschüsse erwartet.  
 
Im Finanzhaushalt konnte der Haushaltsausgleich gem. § 18 Abs. 1 Nr. 2 GemHVO ebenfalls erreicht 
werden. Der Saldo der ordentlichen und außerordentlichen Ein- und Auszahlungen in Höhe von 
75.934 € reicht zur Deckung der Auszahlungen zur Tilgung von Investitionskrediten (17.312 €) und 
des Mindest-Rückführungsbetrages nach § 105 Abs. 4 S. 2 GemO (23.312 €) aus. Es errechnet sich 
darüber hinaus ein Finanzmittelüberschuss in Höhe von 25.934 €.  
 



 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen, Schreiben vom 26.05.2026  Seite 2 von 2 

 
 
 

 

Die dauernde finanzielle Leistungsfähigkeit der Ortsgemeinde ist im Jahr 2026 gegeben. Für das 
Jahr 2026 errechnet sich eine freie Finanzspitze von 35.310 €. Für die Planungsjahre bis 2028 wird 
ebenfalls mit einer freien Finanzspitze kalkuliert. Für das Planungsjahr 2029 errechnet sich keine 
freie Finanzspitze. 
 
Der Stand der Verbindlichkeiten aus Kreditaufnahmen für Investitionen beträgt gem. Planung zum 
Ende des Haushaltsjahres voraussichtlich 246.121 €. Der Stand der Verbindlichkeiten gegenüber der 
Verbandsgemeinde im Rahmen der Einheitskasse wird zum Jahresende voraussichtlich insgesamt 
379.797 € betragen.  
 
Im Bereich der Investitionstätigkeit ist der diesjährige Haushalt im Wesentlichen geprägt durch 
Auszahlungen für die Modernisierung des Spielplatzes, für Kosten im Rahmen des 
Erschließungsvertrages, welche durch die Einnahmen der Grundstücksverkäufe gedeckt sind und für 
Maßnahmen im Rahmen der Dorfgestaltung.  
 

Mit dem Haushaltsplan wurde wiederholt die Bilanz 2022 vorgelegt. Wir weisen darauf hin, dass die 
Ortsgemeinde nach § 108 GemO für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss 
(innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des Haushaltsjahres) aufzustellen und über den 
geprüften Jahresabschluss bis zum 31.12. des folgenden Jahres zu beschließen hat. Dieser hat ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Ortsgemeinde zu vermitteln. Wir bitten künftig um fristgerechte Erstellung. 
 

Abschließend weisen wir darauf hin, dass es auch bei einem Haushalt mit (zumindest planmäßig) 
positiven Aussichten geboten ist, öffentliche Mittel sparsam und wirtschaftlich zu verwalten (§ 93 
Abs. 3 GemO). 
 
Gegen die Festsetzungen/Veranschlagungen in der Haushaltssatzung und im Haushaltsplan werden 
keine Bedenken wegen Rechtsverletzung erhoben. Dies gilt für den Stellenplan unter der Voraus-
setzung, dass die maßgeblichen tarifrechtlichen Bestimmungen beachtet werden. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch bei der 
Kreisverwaltung Mainz-Bingen, Konrad-Adenauer-Str. 34, 55218 Ingelheim am Rhein, schriftlich, in 
elektronischer Form nach § 3a Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes, schriftformersetzend 
nach § 3a Absatz 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes und § 9a Abs. 5 des Onlinezugangsgesetzes 
oder zur Niederschrift erhoben werden. Die Frist ist auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe bei der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion, Willy-Brandt-Platz 
3, 54290 Trier, eingelegt wird 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
L. Schnell 
(Fachbereichsleiterin) 


